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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 

— Drucksache 165 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig 


i. Zweck des Antrages 

Das VcrkehrsfinanzgesGtz 19v55 vom 6. April 1955 
(BGBl. I S. 166) änderte in Abschnitt II das Beför- 
derungsteuergesetz vom. 29. Juni 1926 (RGBl. I 
S. 35?) in der Fassung des Gesetzes vom 2. Juli 
1936 (RGBL I S. 531). Durch Artikel 1 Nr. 8 erhielt 
§ 12 — -in der Bekanntmachung der Neufassung 
des Beförderungsteuergesetzes vom 13. Juni 1955 
(BGBl. I S. 366) § 11 — in Absatz 1 Nr. 2 Buch- 
stabe b folgende Fassung: 

,.b) in allen anderen Fällen 

für die Zeit bis 30. September 1956 

3 Pfennig je Tonnenkilometer, 

für die Zeit vom 1. Oktober 1956 bis 31. März 

1958 

4 Pfennig je Tonnenkilometer, 
für die Zeit ab 1. April 1958 

5 Pfennig je Tonnenkilometer." 

Damit wurde die Beförderungsteuer bei der Güter- 
beförderung im Kraftfahrzeugverkehr, soweit es 
sich um anderen als genehmigten Güterfernverkehr 
im Sinne des Güterkraftverkehrsgesetzes handelte, 
d. i. im Werkfernverkehr, gegenüber bisher wesent- 
lich erhöht. 

Der Antrag der Fraktion der FDP zur Änderung 
des Beförderungsteuergesetzes — -Drucksache 165 — 
vom 28. Januar 1958 zielt demnach darauf ab, den 
im Beförderungsteuergesetz für die Zeit ab 1. April 
1958 wirksam werdenden Steuersatz von 5 Pfennig 
je Tonnenkilometer zu streichen und es bei dem 
Steuersatz von 4 Pfennig je Tonnenkilometer zu 
belassen. 


j 2. Gründe für die Festsetzung der Steuersätze 

j Der Entwurf der Bundesregierung, der zum Ver- 
I kehrsfinanzgesetz 1955 vom 6. April 1955 führte, 
sah eine beträchtliche Erhöhung der Beförderung- 
Steuer für den Werkfernverkehr vor. Als Steuer- 
satz waren 5 Pfennig je Tonnenkilometer vorgese- 
! hen. In der verkehrspolitischen Auseinandersetzung 
ist diese Maßnahme als ein verkehrspolitisches 
Kernstück des Verkehrsfinanzgesetzes bezeichnet 
worden. Entsprechend dieser Einschätzung hat der 
Bundesminister für Verkehr bei der 1. Beratung des 
Entwurfs eines Verkehrsfinanzgesetzes vor dem 
Plenum des Bundestages am 9. Juli 1954 ausgeführt; 

„Ein Hauptziel der verkehrspolitischen Gesamt- 
konzeption der Bundesregierung ist die Eindäm- 
mung des Werkverkehrs. Solange sich der Werk- 
verkehr, vor allem der Werkfernverkehr, völlig 
frei entwickeln kann, solange die Abschreibungs- 
vorschriften in der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer sogar für die Firmen einen besonderen An- 
reiz bieten, eigene Lastkraftwagen zu kaufen und 
zu betreiben, muß jeder Versuch scheitern, den 
gewerblichen Verkehrsunternehmungen angemes- 
sene Beförderungsentgelte zu sichern und durch 
Tarife zu einer organischen Aufgabenteilung zwi- 
schen den Verkehrsträgern zu gelangen." 

Diese grundsätzlichen Ausführungen hat der 
Bundesminister für Verkehr anläßlich der Beratun- 
gen in den gemeinsamen Sitzungen der Ausschüsse 
für Verkehr und für Finanz- und Steuerfragen noch 
durch ausführliche, ins Detail gehende Darlegungen 
ergänzt. 

Die Ausschüsse und schließlich das Plenum des 
Bundestages schlossen sich nach eingehender Er- 
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örterung den Vorschlägen der Bundesregierung an 
und wichen nur insoweit davon ab, als sie Aus- 
nahmen von der allgemeinen Regel zuließen und 
den Unternehmen, die Werkfernverkehr betreiben, 
eine angemessene Übergangszeit auf den vollen 
Steuersatz von 5 Pfennig je Tonnenkilometer zu- 
billigten, Mit dem stufenweisen Übergang auf den 
vollen Steuersatz sollte darüber hinaus Zeit gewon- 
nen werden, um Erfahrungen über die Auswirkung 
der Erhöhung der Beförderungsteuer beim Werk- 
fernverkehr zu sammeln. 

3. Gründe für die Ablehnung des Antrages 

Der federführende Finanzausschuß hat den An- 
trag in seiner 4. Sitzung am 12. März 1958 beraten. 
Die Antragsteller waren in dieser Sitzung nicht ver- 
treten. Sie hatten um Absetzung der Beratung ge- 
beten. Diesem Wunsche wurde jedoch nicht ent- 
sprochen. 

Auch der mitberatende Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen hatte die Beratung des 
Entwurfs mit Rücksicht auf die soeben erst vom 
Bundesminister für Verkehr vorgelegte Denkschrift 
„Der Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen seit In- 
krafttreten des Verkehrsfinanzgesetzes 1955" auf 
den 19. März 1958 vertagt. 

Der Finanzausschuß trat in einen Meinungsaus- 
tausch über die Grundsatzfrage ein. In Überein- 
stimmung mit der erwähnten Denkschrift ergab sich 
danach: 

1. Die Abnahme des gesamten Werkfernverkehrs 
von Juni 1955 bis September 1957 hält sich in rela- 
tiv engen Grenzen. Die Entwicklung zeigt jedoch 
bei den einzelnen Gewerbebereichen erhebliche 
Unterschiede; einer starken Zunahme im Gewerbe- 
bereich Nahrungs- und Genußmittelindustrie steht 
ein erheblicher Rückgang beim Baugewerbe gegen- 
über. Ein Teil dieser Transporte ist den öffentlichen 
Verkehrsunternehmen, insbesondere mittelständi- 
schen Betrieben des gewerblichen Güterfernver- 
kehrs auf der Straße, zugewachsen. 

2. Die Ziele des Gesetzgebers sind mit dem 
Steuersatz von 4 Pfennig je Tonnenkilometer nicht 
voll erreichbar, vor allem nicht nach der Tarif- 
anhebung vom 1. Februar 1958. Die Gründe für die 
im Verkehrsfinanzgesetz 1955 vorgesehene Erhö- 
hung des Steuersatzes auf 5 Pfennig je Tonnen- 
kilometer ab 1. April 1958 bestehen demnach vei - 
stärkt fort. 

3. Die Belastung des Werkfernverkehrs mit der 
im Verkehrsfinanzgesetz 1955 vorgesehenen Beför- 
derungsteuer kann das allgemeine Preisgefüge in 
der Wirtschaft nicht empfindlich stören. 


4. Die Einschränkung des Werkfernverkehrs hat 
zu keinen Transportschwierigkeiten geführt. Eisen- 
bahn, gewerblicher Güterkraftverkehr und Binnen- 
schiffahrt haben bisher allen Anforderungen der 
Wirtschaft entsprechen können. 

5. Allenfalls kann die Belassung des Beförderung- 
steuersatzes von 4 Pfennig je Tonnenkilometer für 
einige wenige Güter erwogen werden. Im Interesse 
der Zielsetzung des Verkehrsfinanzgesetzes ist es 
jedoch vorzuziehen, wenn die seinerzeit beschlos- 
sene stufenweise Anhebung auf den vollen Steuer- 
satz voll wirksam wird. 

Nach Prüfung der Ergebnisse der Denkschrift be- 
schloß der Ausschuß einstimmig, den Gesetzentwurf 
abzulehnen. 

4. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat in seiner Sitzung vom 19. März 1958 
beschlossen, dem § 1 des Gesetzentwurfs folgende 
Fassung zu geben: 

,§ 1 

In § 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Beförde- 
rungsteuergesetzes in der Fassung vom 13. Juni 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 366) treten an Stelle der 
'Worte „5 Pfennig je Tonnenkilometer." die Worte: 

„aa) bei Beförderungen 

in einem einzelnen Lastkraftwagen oder 
Sattelkraftfahrzeug mit einer zulässigen 
Nutzlast von nicht mehr als 3999 Kilogramm 
oder 

in einem Lastzug (Lastkraftwagen oder 
Zugmaschine mit Anhängern) mit einer zu- 
lässigen Gesamtnutzlast von nicht mehr als 
3999 Kilogramm 

4 Pfennig je Tonnenkilometer, 
bb) im übrigen 

5 Pfennig je Tonnenkilometer." 

Der Ausschuß empfahl dem federführenden 
Finanzausschuß außerdem, die Drucksache 165 er- 
neut zu beraten und dabei den obigen Beschluß zu 
berücksichtigen. 

ln der 6. Sitzung des federführenden Finanzaus- 
schusses am 26. März 1958 wurde die Stellung- 
nahme des mitberatenden Ausschusses bekannt- 
gegeben. Der aus dem Ausschuß heraus gestellte 
Antrag, die Drucksache 165 erneut zu beraten, 
wurde nach kurzer Aussprache mit Mehrheit ab- 
gelehnt. 


Bonn, den 28. März 1958 


Krammig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 165 — abzii- 
lehnen. 

Bonn, den 26. März 1958 

Der Finanzausschuß 
Neuburger Krammig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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